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Vertragsabschluss für die IMIS-Migration 
 
Im Auftrag des Bundesumweltministeriums wird 
das Bundesamt für Strahlenschutz das beste-
hende Integrierte Mess- und Informati-
onssystem zur Überwachung der Umweltra-
dioaktivität (IMIS) bis zum Jahr 2002 technisch 
erneuern lassen („IMIS-Migration“). Ein ent-
sprechender Vertrag wurde mit der in Berlin an-
sässigen Condat GmbH geschlossen. Der Um-
fang des Projekts beträgt 21,6 Millionen Mark. 
IMIS wurde in den Jahren 1988 bis 1993 auf-
gebaut. Es dient der Frühwarnung und der Er-
mittlung der radiologischen Lage in der Bun-
desrepublik. Das IMIS wird an insgesamt 72 
Standorten bei Institutionen des Bundes und der 
Länder eingesetzt. Rund um die Uhr speichert 
es Daten von über 2000 Messstationen aus Be-
hörden-Messnetzen und Messlaboratorien in 20 
bundesweit verteilten Datenbanken. Im Normal-
betrieb wertet IMIS diese Daten täglich aus. Im 
Ereignisfall mit möglichen, nicht unerheblichen 
radiologischen Auswirkungen sind die 
Auswertungen alle zwei Stunden bereit zu 
stellen. IMIS liefert die Grundlage für Ent-
scheidungen des Bundesumweltministeriums 
über ggf. erforderliche Maßnahmen zum 
Schutze der Bevölkerung. 
Technologisch gesehen stellt IMIS das erste ob-
jektorientierte Umweltinformationssystem in der 
Programmsprache Java dar. Wesentliche As-
pekte der Migration sind: 
 
• Umstellung des Systems auf eine Client-

Server-Architektur umgestellt 
• Verbesserung des Antwortzeitverhaltens  
• Vereinheitlichung der Benutzeroberfläche  
 
Das Projekt befindet sich derzeit in der Initiali-
sierungsphase, in der die vom BfS gemeinsam 
mit den betroffenen Bundesressorts und den 
Ländern erarbeiteten fachlichen und techni-
schen Anforderungen analysiert und in eine 
formalisierte Struktur übergeführt werden. 
M. Zähringer 
Fachbereich Strahlenhygiene (IAR) 
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Das Fachinformationssystem bergbaube-
dingte Umweltradioaktivität (FbU) 
 
Im Jahre 1998 wurde das Projekt  “Radiologi-
sche Erfassung, Untersuchung und Bewer-tung 
bergbaulicher Altlasten - Altlastenkatas-ter” (vgl. 
BfS aktuell 1/98) abgeschlossen. Zur Verwal-
tung und vor allem zur effizienten Auswertung 
der umfangreichen Daten und Informationen zu 
den mehr als 8000 erfassten und untersuchten 
bergbaulichen Hinterlassen-schaften in Sach-
sen, Thüringen und Sachsen-Anhalt wurde im 
Rahmen des Projekts das Fachinformationssys-
tem bergbaubedingte Um-weltradioaktivität 
(FbU) auf der Basis eines geografischen Infor-
mationssystems (GIS) entwickelt. 
Das FbU umfasst neben wichtigen Basisinfor-
mationen zu den bergbaulichen Objekten Hun-
derttausende von radiologischen, aber auch 
geologische, geochemische und hydrologische 
Daten sowie die kartografische Datenbasis für 
die untersuchten Verdachtsflächen (in den 
Maßstäben 1:5000 bzw. 1:10 000). 
Die wichtigsten Abfragen und Auswertungen 
sind über eine Bedienoberfläche, das heißt me-
nügesteuert und daher ohne spezielle Kenntnis-
se des GIS (ARC/INFO), möglich. Mit dem FbU 
ist das BfS in der Lage, die Ergebnisse des Pro-
jekts Altlastenkataster gezielt hinsichtlich unter-
schiedlicher Fragestellungen auszuwerten und 
schnelle Übersichten zur Bewertung zu schaf-
fen. Darüber hinaus kann das System auch zur 
Unterstützung anderer auf dem Gebiet des 
Strahlenschutzes tätiger Institutionen genutzt 
oder ihnen bei Interesse und bei Vorliegen der 
datentechnischen Voraussetzungen zur Verfü-
gung gestellt werden. Vor allem in Sachsen, 
dem Land mit den meisten Hinterlassenschaf-
ten mit erhöhten Gehalten an natürlichen Ra-
dionukliden, besteht großes Interesse an einer 
Nutzung. 
Gegenwärtig wird im Rahmen eines Folgefor-
schungsvorhabens an der Erweiterung des FbU 
gearbeitet. So sollen z.B. Möglichkeiten zur An-
bindung eines Programms zur Berechnung der 
Strahlenexposition und von Modellen zur Ra-
dionuklidausbreitung ergänzt und die Bediener-
freundlichkeit weiter verbessert werden. 
K. Gehrke 
Fachbereich Angewandter Strahlenschutz 
 
 
Informationen zum Handbuch Reaktorsi-
cherheit und Strahlenschutz 
 
Das Handbuch Reaktorsicherheit und Strah-
lenschutz enthält gesetzliche und untergesetz-
liche Regelungen zur Kerntechnik und zum 
Strahlenschutz, z.T. im Volltext und z.T. nur als 

Referenzangabe. Außerdem umfasst es weitere 
damit zusammenhängende Regelungen, Hin-
weise und Informationen. Zur Zeit umfasst die 
Sammlung zwei Ordner.  
Das Handbuch - in Fachkreisen bekannt unter 
„Der blaue Pfaffelhuber" nach seinem Urheber 
Herrn Ministerialdirigent Josef Pfaffelhuber - 
wird seit 1978 als Lose-Blattsammlung he-
rausgegeben. Aktualisierung und Vertrieb erfol-
gen durch das BfS, eine komplette Ausgabe 
kostet 365 DM. Das RSH-Handbuch ist wie folgt 
gegliedert: 
1. Rechtsvorschriften - Verzeichnis 
 A Nationales Atom- und Strahlen-

schutzrecht im engeren Sinne 
 B Rechtsvorschriften, die im Bereich der 

Sicherheit kerntechnischer Anlagen 
und des Strahlenschutzes anzuwen-
den sind 

 C Rechtsvorschriften für die Beförde-
rung radioaktiver Stoffe (Straße, Ei-
senbahn, Binnengewässer, Luft, See) 

 D Bilaterale Vereinbarungen im Rahmen 
der Kerntechnik und des Strahlen-
schutzes 

 E Multilaterale Vereinbarungen über 
nukleare Sicherheit und Strahlen-
schutz mit nationalen Ausführungs-
vorschriften 

 F Recht der Europäischen Union 
2.  Allgemeine Verwaltungsvorschriften - 

Verzeichnis und Wortlaut 
3. Bekanntmachungen des Bundesministe-
 riums für Umwelt, Naturschutz und 
 Reaktorsicherheit und des vormals zu-
 ständigen Bundesministeriums des 
 Inneren - Verzeichnis und Wortlaut 
4. Empfehlungen der Reaktor-Sicherheits-
 kommision (RSK) - Verzeichnis (ab 
 1971) und Wortlaut (ab 1978) 
5. Empfehlungen und Stellungnahmen der 
 Strahlenschutzkommission (SSK) seit 
 1975 -Verzeichnis und Wortlaut 
6. Kerntechnischer Ausschuss (KTA), 
 aufgestellte KTA-Regeln und KTA-Re-
 geln in Bearbeitung - Verzeichnisse 
7. Anhang 
H. Kalinowski 
Fachbereich Kerntechnische Sicherheit 
 
 
EU-Trinkwasser-Richtlinie 
 
Am 3. November 1998 wurde die novellierte 
Richtlinie 98/83 über die Qualität von Wasser 
für den menschlichen Gebrauch (EU-Trink-
wasser-Richtlinie) verabschiedet. Auf Forderung 
des Europäischen Parlaments wurden in der 
Richtlinie neben mikrobiologischen und chemi-
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schen Parametern erstmals folgende In-
dikatorparameter für die Radioaktivität aufge-
nommen:  
 
1.Tritium:   100 Bq/l, 
2.Gesamtrichtdosis:  0,1 mSv/a 
 
Bei der Berechnung der Gesamtrichtdosis sind 
künstliche und natürliche Radionuklide mit Aus-
nahme von Tritium, Kalium-40, Radon und Ra-
donzerfallsprodukten zu berücksichtigen. Eine 
Überwachung von Trinkwasser auf Ra-
dioaktivität ist nicht erforderlich, wenn auf der 
Grundlage anderer Untersuchungen nachge-
wiesen werden kann, dass die Parameterwerte 
deutlich unterschritten werden.  
Spätestens innerhalb von 18 Monaten nach 
dem Inkrafttreten der Richtlinie legt die Kom-
mission Vorschläge für geeignete Überwa-
chungsstandorte, zu überwachende Radionu-
klide, Messverfahren, Nachweisgrenzen und 
Überwachungszeiträume vor. Die erforderlichen 
Regelungen werden gemäß Artikel 12 der 
Richtlinie zurzeit in Ausschüssen erarbeitet, an 
denen auch Mitarbeiter des BfS und des Um-
weltbundesamtes (UBA) beteiligt sind. Die EU-
Richtlinie als Richtlinie für den Gesundheits-
schutz orientiert sich im Wesentlichen an den 
Vorgaben der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO-Guidelines for Drinking Water Quality, 
Geneva 1993). Dies gilt auch hinsichtlich ra-
dioaktiver Stoffe in Trinkwasser. Die Richtlinie 
ist innerhalb von zwei Jahren in nationales 
Recht umzusetzen und nach spätestens fünf 
Jahren anzuwenden. 
In der Bundesrepublik Deutschland erfolgt die 
Überwachung von Trinkwasser und Grundwas-
ser auf Radioaktivität im Rahmen der 
allgemeinen Umweltradioaktivitätsüberwachung 
nach dem Strahlenschutzvorsorgegesetz 
(StrVG). Darüber hinaus existieren gemäß 
Strahlenschutzrecht spezielle Messprogramme 
zur Überwachung potenzieller Emittenten 
radioaktiver Stoffe, z.B. gemäß Richtlinie zur 
Emissions- und Immissionsüberwachung kern-
technischer Anlagen (REI). Insgesamt werden 
etwa 400 Probenahmestellen regelmäßig über-
wacht. 
Als Konsequenz der Richtlinie ist zu erwarten, 
dass die gegenwärtigen Messprogramme nach 
dem StrVG hinsichtlich der Forderungen der 
EU-Richtlinie zu überprüfen bzw. zu ergänzen 
sind. Während für künstliche Radionuklide auf-
grund der strengen Restriktionen beim Umgang 
mit radioaktiven Stoffen bei Radionuklid-
anwendern (z.B. in der Nuklearmedizin) und in 
kerntechnischen Anlagen keine Probleme zu 
erwarten sind, ist für natürliche Radionuklide, 
insbesondere Uran- und Radiumisotope, bei ei-

ner großen Anzahl von Wasserversorgungs-
anlagen mit Überschreitungen der Gesamt-
richtdosis zu rechnen. Dies gilt insbesondere für 
Gebiete mit geogen bedingter erhöhter na-
türlicher Radioaktivität, z.B. Erzgebirge, Fich-
telgebirge und  Oberpfälzer Wald.  
Th. Bünger, D. Obrikat 
Fachbereich Angewandter Strahlenschutz 
 
 
„Y2k-Bereitschaftsdienst“ zum Jahres-
wechsel 1999 - 2000  
 
Zum Jahreswechsel 1999 - 2000 hatte das 
BMU einen Bereitschaftsdienst mit BfS-Beteili-
gung einberufen. Aufgabe des „Y2k-Stabes“ 
des BMU war es, über den Jahreswechsel hin-
weg den Betriebsstatus kerntechnischer Anla-
gen in Deutschland und weltweit zu verfolgen. 
Außerdem waren Statusangaben über zuvor 
vereinbarte Meldewege an nationale und inter-
nationale kerntechnische Behörden wei-
terzuleiten sowie einzelne Y2k-relevante Mel-
dungen im Hinblick auf Übertragbarkeit auf 
deutsche Anlagen unter Einbeziehung von 
Sachverständigen (RSK, GRS, Hersteller) zu 
bewerten. Nach Auswertung dieser Meldungen  
konnte  kurzfristig nach dem Jahreswechsel der 
Betriebsstatus über kerntechnische Anlagen an 
die Bundesregierung gemeldet und entspre-
chende Bürgeranfragen beantwortet werden.  
Die Präsenzbereitschaft des BMU wurde in der 
Zeit vom 31.12.1999, 16:00 Uhr bis 01.01.2000, 
06:00 Uhr verstärkt. Neben der Stabsleitung 
waren Vertreter der BMU-Fachreferate für Re-
aktorsicherheit und Strahlenschutz, Referenten 
für Öffentlichkeitsarbeit (Bürgertelefon) sowie 
Mitarbeiter des Inneren Dienstes (Telefonzent-
rale, Informationstechnik,  Schreibdienst) anwe-
send. Die Meldewege zu den atomrechtlichen 
Landesbehörden und internationalen Organisa-
tionen, wie OECD/NEA und IAEO, wurden von 
einem BfS-Mitarbeiter betreut.  
International erfolgte der Austausch von Status-
informationen und Ereignismeldungen über das 
Frühwarnsystem YEWS (Year-2000 Early War-
ning System), das von der US-amerikanischen 
Behörde für nukleare Sicherheit (NRC) entwi-
ckelt und von der OECD/NEA zur Nutzung emp-
fohlen wurde. YEWS ist ein Internetgestütztes 
Informationssystem, an das weltweit 38 Länder 
mit ca. 500 Vertretern von Behörden und kern-
technischen Anlagen angeschlossen sind. Y2k-
relevante  
Meldungen - einschließlich der Meldung über 
den störungsfreien Betrieb - wurden nahezu im 
Echtzeit-Modus - dem Datumswechsel von A-
sien über Europa nach Amerika folgend -  wei-
tergeleitet. 
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Die Auswertung der Meldungen ergab für 
Deutschland, dass alle im Betrieb befindlichen 
kerntechnischen Anlagen, insbesondere 19 
KKW-Blöcke und eine Urananreicherungsan-
lage den Jahreswechsel ohne Störung durch-
laufen haben. International gesehen wurden 
über YEWS 30 Meldungen aus fünf Ländern zu 
25 Ereignissen gemeldet. Berücksichtigt man 
Mehrfachmeldungen, so gab es 18 unter-
schiedliche Ereignisse. Davon wurde eine ein-
zelne Meldung aus Japan als Ereignis mit ge-
ringer Sicherheitsbedeutung eingestuft: Ein 
Y2k-bedingter Ausfall der Anzeige von Steuer-
stabpositionen konnte ersatzweise vom Pro-
zessrechner übernommen werden. Nach vor-
läufiger Auswertung haben alle weiteren Mel-
dung keine Sicherheitsbedeutung. Einige davon 
stehen nicht ursächlich mit dem Jahreswechsel 
im Zusammenhang. 
Für den Übergang vom 28.02.2000 zum Schalt-
tag, dem 29.02.2000, hatte das BMU ebenfalls 
eine Rufbereitschaft eingerichtet, bei der auch 
wieder die internationale Meldeschiene über 
YEWS einbezogen wurde. Analog zu den posi-
tiven Erfahrungen aus der Silvesternacht und 
weil der Schalttag bereits explizit bei der Unter-
suchung der Y2k-Konformität der Rechentech-
nik in deutschen kerntechnischen Anlagen be-
rücksichtigt wurde, wurden auch am 29.02. kei-
ne sicherheitsrelevanten Störungen gemeldet. 
F. Seidel 
Fachbereich Kerntechnische Sicherheit 
 
 
Workshop zu Optionen bei der Verwertung 
und Entsorgung von Plutonium 
 
Auf Initiative des Bundesministeriums für Um-
welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU), 
des Öko-Instituts e. V. Darmstadt und der Frei-
en und Hansestadt Hamburg wurde am 13. und 
14. Januar 2000 im Forschungszentrum Jülich 
GmbH ein Workshop zu Optionen bei der Ver-
wertung und Entsorgung von Plutonium durch-
geführt. Ziel dieser Veranstaltung war es, ins-
besondere für das bei der Wiederaufarbeitung 
von ausgedienten Brennelementen abgetrennte 
Plutonium Verwertungs- und Entsorgungsmög-
lichkeiten aufzuzeigen und Schritte zu diskutie-
ren, die für diesbezügliche Realisierungen be-
gonnen werden müssen. Der Workshop wurde 
von ca. 80 Teilnehmern besucht. 
Als wesentliches Ergebnis der Präsentationen 
und geführten Diskussionen ist festzuhalten, 
dass hinsichtlich der Entsorgung von Plutonium 
insgesamt keine unüberwindbaren Probleme 
gesehen werden. Die MOX-Brenn-
elementfertigung stellt den heute bevorzugten 
Weg zur Nutzung von Plutonium dar, an den 

sich die direkte Endlagerung des ausgedienten 
Kernbrennstoffs anschließt. Die Beibehaltung 
dieses Weges sollte verfolgt werden; da aber 
Abhängigkeiten zu ausländischen MOX-Brenn-
elementfertigungsanlagen bestehen und auch 
nicht das gesamte zu entsorgende Plutonium 
über diesen Weg beseitigt werden kann, sind 
zusätzliche Lösungen zu entwickeln und zu-
künftig zu realisieren. Hier scheint nach der-
zeitigem Diskussionsstand das Lagerstabver-
fahren als zu untersuchendes, weiterzuentwi-
ckelndes und zukünftig zu realisierendes Alter-
nativverfahren am geeignetsten zu sein. Die 
Vermischung von nach diesem Verfahren her-
gestellten Lagerstäben mit ausgedienten 
Brennstäben ist in einem Kernkraftwerk aller-
dings nicht machbar, sondern müsste in der Pi-
lotkonditionierungsanlage Gorleben (PKA) vor-
genommen werden. Im Hinblick auf die Endla-
gerung ist das Lagerstabverfahren grundsätz-
lich geeignet; allerdings sind noch zahlreiche 
weitere Untersuchungen, Detaillierungen und 
Optimierungsschritte erforderlich. Von besonde-
rer Bedeutung sind dabei der Nachweis der Kri-
tikalitätssicherheit im Endlager sowie die Be-
rücksichtigung von Safeguards-Aspekten. Über 
die weitere Nutzung von MOX-Brennelementen 
im Atomkraftwerk und die zukünftige Entsor-
gung über das Lagerstabverfahren werden aber 
letztendlich wirtschaftliche Aspekte entschei-
den. Unabhängig von allen diskutierten Nut-
zungs- und Entsorgungsvarianten für das abge-
trennte Plutonium wird es unerlässlich sein, für 
die Endlagerung dieser Abfälle zukünftig ein 
Endlager in tiefen geologischen Formationen 
bereitzustellen. Eine Verglasung von Plutonium 
scheidet aus heutiger Sicht aus, da keine ent-
sprechende Verglasungsanlage in Deutschland 
verfügbar ist und etwaige Abstimmungen mit 
den Betreibern ausländischer Wiederaufarbei-
tungsanlagen mit großen Schwierigkeiten ver-
bunden sein könnten. Auch ist auszuschließen, 
dass über Abtrennung und Transmutation von 
Plutonium ein Entsorgungsweg in der nächsten 
Zeit zur Verfügung stehen dürfte. 
P. Brennecke 
Fachbereich Nukleare Entsorgung und 
Transport 
 


